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34. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 03./04. Juni 2004 auf dem Brocken, Landkreis Wernigerode

TOP 4
Finanzielle Mehrbelastungen der Landkreise durch das SGB II
Beratungsgrundlage:
Rundschreiben Nr. 103/2004 vom 26. März 2004 

Rundschreiben Nr. 143/2004 vom 03. Mai 2004
Rundschreiben Nr. 157/2004 vom 12. Mai 2004 
Bisherige Beratung:
TOP 2
Gemeinsame Sitzung der Ausschüsse für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht sowie Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 23. März 2004

TOP 4
  
115. Präsidialsitzung am 13. April 2004

TOP 3
  
18. Sitzung des Fachausschusses für Gesundheit, Schule, Recht 


und Soziales am 04. Mai 2004  
TOP 3
19. Sitzung des Fachausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht am 11. Mai 2004
Weitere Beratung:
116. Präsidialsitzung am 15. Juni 2004 
Sachverhalt:
Aufgrund des am 01.01.2005 in Kraft tretenden SGB II werden die Landkreise und kreisfreien Städte als örtliche Sozialhilfeträger entlastet, weil zukünftig die arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger nebst ihrer Familienangehörigen Leistungen nach dem SGB II erhalten. Gleichzeitig erfahren allerdings die Landkreise und kreisfreien Städte eine überproportional hohe neue finanzielle Belastung, weil sie für alle Alg II-Empfänger die Kosten für Unterkunft und Heizung zu tragen haben. 

Nach der von uns gemeinsam mit dem Ministerium für Gesundheit und Soziales ausgewerteten Erhebung belaufen sich die Mehrausgaben für die Landkreise und kreisfreien Städte in Sachsen-Anhalt auf rd. 446,9 Mio. Euro (Anlage).
Der Betrag vermindert sich in noch offener Höhe um die Mehreinnahmen des Landes aus Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen und den Minderausgaben des Landes beim Wohngeld. Hinsichtlich der Sonderbedarfs-Bundesergänzungs-zuweisungen in Höhe von 187 Mio. Euro/Jahr ist bisher strittig, ob diese vom Land Sachsen-Anhalt in voller Höhe oder lediglich in Höhe von 157 Mio. Euro (Netto-Prinzip) an die Kommunen weitergeben werden sollen. Auch fehlen bisher die von uns eingeforderten verlässlichen Angaben über die erwarteten Einsparungen des Landes beim Wohngeld. Das Land rechnet mit 50 Mio. Euro. Damit dürften die Landkreise und kreisfreien Städte in Sachsen-Anhalt mit einem Betrag zwischen 200 und 240 Mio. Euro belastet bleiben.
Angesichts dieser Entwicklung hat der Fachausschuss für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht in seiner 19. Sitzung am 11. Mai 2004 das Land aufgefordert,
· gegenüber dem Bund den Wegfall der Geschäftsgrundlage für die Einigung im Vermittlungsausschuss zu erklären und neue Verhandlungen mit dem Bund mit dem Ziel aufzunehmen, die für 2005 zugesagte Entlastung der Kommunen in Höhe von bundesweit 2,5 Mrd. € zu realisieren. 

· die Einsparungen des Landes aus der Wohngeldreform und die ab 2005 vom Bund bereitgestellten Sonderbedarfs - Bundesergänzungszuweisungen in Höhe von 187 Mio. € ungekürzt an die Landkreise und kreisfreien Städte zur Durchführung des SGB II bereitzustellen. 
Derzeit gibt es Signale aus dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, den Kommunen in einer Größenordnung von bis zu 1,7 Mrd. Euro entgegen zu kommen. Dieser Betrag reicht aber in keinem Fall aus, um die zusätzlichen Belastungen der Kommunen auszugleichen oder gar die versprochene Entlastung von 2,5 Mrd. Euro auf kommunaler Seite zu erreichen. 
Angesichts der erheblichen finanziellen Mehrbelastungen erwägen zwischenzeitlich verschiedene Kommunen bundesweit, gegen die Aufgabenträgerschaft nach § 6 SGB II verfassungsgerichtlich vorzugehen. Auf Initiative der kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene findet hierzu ein erstes Abstimmungsgespräch am Freitag, den 11. Juni 2004, 13.30 Uhr in Frankfurt am Main statt. Im Rahmen dieser Besprechung soll auch geklärt werden, inwieweit es sinnvoll sein könnte, dass die bereits gegen das Grundsicherungsgesetz vor dem Bundesverfassungsgericht klagenden Kommunen das Verfahren gegen § 6 SGB II führen. Insofern sind die Landkreise Aschersleben-Staßfurt und Weißenfels unmittelbar vom Deutschen Landkreistag für den 11. Juni 2004 eingeladen worden. Im Rahmen des Landräte-Seminars sollten wir uns darüber verständigen, welche Landkreise aus Sachsen-Anhalt besonders geeignet erscheinen, um sich ggf. an einer Klage gegen das SGB II unter Federführung des Deutschen Landkreistages zu beteiligen.

Die verfassungsrechtlichen Bedenken sind zwischenzeitlich durch ein Rechtsgutachten des Landkreistages Nordrhein-Westfalen bestätigt worden, in dem der Gutachter eine teilweise Unvereinbarkeit der Regelungen in §§ 6 und 6a SGB II mit Art. 84 Abs. 1 Grundgesetz festgestellt hat:

„Dem Bund kommt eine Ermächtigung zur Aufgabenbestimmung der kreisfreien Städte und Kreise nur im Fall des § 6a SGB II zu. Die Regelungen des § 6 Ziff. 2 SGB II stellen keine punktuelle Annexregelung im Sinne der Rechtsprechung des BVerfG dar, die für einen wirksamen Vollzug des Gesetzes notwendig sind. Das im Gesetzgebungsverfahren für die Bewertung eines wirksamen Vollzuges des Gesetzes aufgestellte Kriterium der Bündelung von Kompetenzen wurde mit der geteilten Regelung der Trägerschaft über Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende in § 6 SGB II aufgegeben. Über die bisherigen Ergebnisse der Rechtsprechung zur Frage der Verfassungskonformität eines bundesgesetzlichen Durchgriffs auf die Kommunen hinaus ergibt sich die Verfassungswidrigkeit der Regelung in § 6 Ziff. 2 SGB II auch aus den zu erwartenden Kostenbelastungen und –explosionen für die Jahre nach 2005, die in Folge des Vollzuges des SGB II anzunehmen sind. Die Explosionen der Kosten ergeben sich aus einem zu erwartenden Anstieg der Anspruchsberechtigten in Folge einer ungünstigen Entwicklung des Arbeitsmarktes und veränderten Anspruchsvoraussetzungen für das Arbeitslosengeld I durch die Verkürzung der Anspruchsdauer. Diese finanziellen Auswirkungen widersprechen einer punktuellen Annexregelung.“

34. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 03./04. Juni 2004 auf dem Brocken, Landkreis Wernigerode

TOP 5
Rechtsträgermodelle für die Umsetzung des SGB II

Beratungsgrundlage:
Landräte-Schreiben Nr. 
027/2004 vom 31. März 2004 

Rundschreiben Nr. 
122/2004 vom 20. April 2004
Rundschreiben Nr. 
128/2004 vom 20. April 2004

Rundschreiben Nr. 
129/2004 vom 20. April 2004

Rundschreiben Nr. 
152/2004 vom 10. Mai 2004
Bisherige Beratung:
TOP 2
Gemeinsame Sitzung der Ausschüsse für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht sowie Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 23. März 2004

TOP 4

115. Präsidialsitzung am 13. April 2004

TOP 4
18. Sitzung des Fachausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 04. Mai 2004 
TOP 4
19. Sitzung des Fachausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht am 11. Mai 2004
Weitere Beratung:
Verbandsinterne Arbeitsgruppe „Hartz IV“

Sachverhalt:
Mit den Stimmen der Regierungsfraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen hat der Bundestag am 29. April 2004 den vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) erarbeiteten Entwurf eines Optionsgesetzes im Wesentlichen unverändert beschlossen. 

Erwartungsgemäß ist das zustimmungspflichtige Gesetz am 14. Mai 2004 im Bundesrat mit den Stimmen der B-Länder abgelehnt worden. Der Bundesrat hat den Vermittlungsausschuss angerufen und eine grundlegende Überarbeitung des Gesetzes gefordert. Er lehnt das Konstrukt der Organleihe ab und fordert ein eigenverantwortliches Gestaltungsrecht der Kommunen bei der Aufgabenwahrnehmung. Hierbei erklärt er seine Bereitschaft, an einer notwendigen Grundgesetzänderung mitzuwirken. Zugleich fordert er die Sicherstellung der kommunalen Entlastung in Höhe von 2,5 Mrd. €. In einer parallel gefassten Entschließung äußert der Bundesrat Zweifel an der termingerechten Umsetzung des SGB II. Nähere Einzelheiten ergeben sich aus den beiliegenden Bundesratsdrucksachen 256/04 und 339/04.
Das Vermittlungsverfahren soll voraussichtlich vor der Sommerpause abgeschlossen sein. Damit ergibt sich als zeitliches Ende des Verfahrens die letzte Sitzung des Bundesrates am 9. Juli 2004.

Die Umsetzung des SGB II bildet den Schwerpunkt der diesjährigen Jahrestagung des Deutschen Landkreistages am 24./25. Juni 2004 in der Ostdeutschen Sparkassenakademie in Potsdam. Wegen der besonderen Bedeutung dieses Themas können an der Veranstaltung ausnahmsweise alle Landkreise teilnehmen. Eine entsprechende Einladung mit dem Programm und Tagungsablauf werden wir den Landkreisen in Kürze zuleiten.

Wegen des Inkrafttretens der wesentlichen Regelungen des SGB II am 01.01.2005 und der Notwendigkeit entsprechender Vorbereitungsarbeiten ist die fortbestehende Rechtsunsicherheit für alle Beteiligten völlig unbefriedigend. Gleichwohl kann den Landkreisen nur empfohlen werden, bis zum Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens von weichenstellenden Entscheidungen über die Wahrnehmung der künftigen Aufgaben nach dem SGB II, insbesondere hinsichtlich der Übertragung von Aufgaben auf eine Arbeitsgemeinschaft gemäß § 44 b SGB II, abzusehen. 
Der Einrichtung von Arbeitsgemeinschaften als neue Verwaltungsebene anstelle von Kommunen und Bundesagentur für Arbeit stehen offene Rechtsfragen vor allem bei der Rechtsform, bei der Personalausstattung sowie die Ungewissheit über die IT der BA bei Software und Hardware entgegen. Diese Einschätzung hat sich auch in einer Besprechung zur Errichtung von Pilot-Arbeitsgemeinschaften am 19.04.2004 beim BMWA bestätigt. Hierzu verweisen wir auf unser Rundschreiben Nr. 152/2004 vom 10. Mai 2004. 

Die im Mustervertrag vorgeschlagene Rechtsform der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts für die Errichtung der Arbeitsgemeinschaften wird in einigen Bundesländern (z. B. Brandenburg) als kommunalrechtlich unzulässig angesehen. Für einen öffentlich-rechtlichen Vertrag nach § 53 SGB X müsste erst eine entsprechende Änderung des SGB II in die Wege geleitet werden. 
Das Innenministerium des Landes Sachsen-Anhalt hat sich als oberste Kommunalaufsichtsbehörde bisher zur Frage der zulässigen Rechtsform nicht geäußert. 

Die an einer Pilot-AG interessierten Kommunen haben im Übrigen deutlich gemacht, dass sie die kommunalen Aufgaben nur dann auf die Arbeitsgemeinschaft übertragen, wenn sie weiterhin kommunalpolitischen Einfluss über die Gestaltung der Beschäftigungsförderung behalten. Die Aufgabenwahrnehmung „auf gleicher Augenhöhe“ bedeute für sie, dass die Agenturen für Arbeit die kommunalen Kompetenzen anerkennen und den Kommunen die entsprechenden Entscheidungs- und Gestaltungsmöglichkeiten zugestehen. Die Forderung nach Gestaltungs- und Entscheidungseinfluss der Kommune wurde insbesondere auch auf die Vermittlungsaufgaben erstreckt. Auf diesem Gebiet hätten die Kommunen erhebliche Kompetenzen und Sachverstand erworben, die durch die Errichtung der Arbeitsgemeinschaft erhalten werden soll. An der Erfüllung dieser Forderung hänge insbesondere auch, dass die Trägerlandschaft mit den Beschäftigungsgesellschaften mit in die Arbeitsgemeinschaft gebracht werden kann, ansonsten würde diese wegbrechen.
Die Vorbereitungen der Landkreise auf die Aufgabenwahrnehmung ab 01. Januar 2005 werden in unserer verbandsinternen Arbeitsgruppe „Hartz IV“ koordiniert. Über die Ergebnisse der noch vor dem Landräte-Seminar stattfindenden 3. Sitzung wird mündlich berichtet.

Nach dem vom Landkreistag Nordrhein-Westfalen in Auftrag gegebenen Rechtsgutachten verstößt die Regelung des § 44 b Abs. 3 Satz 2 SGB II gegen das Prinzip des Rechtsstaates nach Art. 20 Abs. 3, 28 Abs. 1 GG:

„Die im SGB II geregelten Strukturen zum Vollzug des Gesetzes, die Arbeitsgemeinschaft nach § 44 b SGB II und die Gemeinsame Einigungsstelle nach § 45 SGB II, stellen Formen der Mischverwaltung zwischen dem Bund und den Ländern dar. Als grundgesetzlich unzulässige Form ist die Arbeitsgemeinschaft nach § 44 b SGB II zu bewerten, weil sie im Falle der Übertragung kommunaler Aufgaben auf die Arbeitsgemeinschaft den aus dem Prinzip des Rechtsstaates nach Art. 20 Abs. 3, 28 Abs. 1 GG ableitbaren Grundsätzen der eigenverantwortlichen Aufgabenwahrnehmung und der Verantwortungsklarheit widerspricht.

Ein Verstoß gegen das in Art. 28 Abs. 2 GG garantierte Recht auf kommunale Selbstverwaltung liegt in der Regelung des § 44 b Abs. 1 S. 1 SGB II vor. Der Kernbereich der kommunalen Selbstverwaltung ist dann erreicht, wenn die räumlichen Grenzen der örtlichen Gemeinschaft bei der Organisationsvorgabe des SGB II unberücksichtigt bleiben. Damit wird neben der Organisationshoheit auch die Gebietshoheit der Kreise tangiert. Die Grenze einer zulässigen Vorgabe für die Kommunalverwaltung ist bei der Regelung des § 44 b Abs. 1 S. 1 SGB II überschritten, wonach die Arbeitsgemeinschaft „im Bezirk jeder Agentur für Arbeit eine Arbeitsgemeinschaft in den nach § 9 Abs. 1 a des Dritten Buches eingerichteten „Job-Centern“ einzurichten ist. Es wird mit dieser Regelung nicht nur in die Organisations-, sondern auch in die territoriale Integrität der Kreise eingegriffen.“  
34. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 03./04. Juni 2004 auf dem Brocken, Landkreis Wernigerode

TOP 6 
Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

Beratungsgrundlage:
Rundschreiben Nr. 123/2004 vom 16. April 2004
Bisherige Beratung:
TOP 9

115. Präsidialsitzung am 13. April 2004  
TOP 7
18. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht

        und Soziales am 4. Mai 2004
Weitere Beratung:
116. Präsidialsitzung am 15. Juni 2004 
Sachverhalt:
Die Landesregierung hat in ihrer Sitzung am 23. März 2004 den Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes zur Anhörung freigegeben. Der Landkreistag Sachsen-Anhalt ist zu dem konkreten Gesetzentwurf vorab nicht beteiligt worden. Lediglich über den Landesschulbeirat hat die Geschäftsstelle Kenntnis vom konkreten Inhalt des Gesetzentwurfes und die Möglichkeit zur Stellungnahme erhalten.

Auf der Grundlage der zahlreichen Stellungnahmen der Landkreise und der Beratungen unseres  Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales in seiner 18. Sitzung am 04. Mai 2004 hat die Geschäftsstelle federführend eine gemeinsame Stellungnahme der beiden kommunalen Spitzenverbände erarbeitet, die mit Schreiben vom 14. Mai 2004 an Herrn Staatssekretär Willems gesandt worden ist (Anlage). 
Unserer Stellungnahme haben wir folgende Bewertungen vorangestellt:

· Zwischen einer möglichen Kommunalgebietsreform und der Entwicklung von Schulstandorten besteht ein enger sachlicher Zusammenhang. Die beabsichtigte Lockerung der Regelungen über Schulbezirke sollte daher zeitlich um mindestens zwei Jahre verschoben werden und frühestens zum 01.08.2008 in Kraft treten. 

· Für Grundschulen sollten Schulbezirke grundsätzlich bestehen bleiben. Über die Schulentwicklungsplanung ist es den Schulträgern möglich, flächendeckend für das jeweilige Gebiet Schulstandorte ausgewogen zu schaffen. 

· Die Ankündigung, für berufsbildende Schulen Einzugsbereiche festzulegen, wenn dadurch ein regional ausgewogeneres Angebot geschaffen werden kann, wird ausdrücklich begrüßt. Angesichts der erheblich sinkenden Schülerzahlen an den berufsbildenden Schulen ist eine stärkere Profilierung und Konzentration von Angeboten unabdingbar. Entsprechende Konzentrationsprozesse dürfen jedoch nicht einseitig zulasten des ländlichen Raumes gehen. 

· Die im Gesetzentwurf vorgesehene Einrichtung von Förderzentren als Kooperationsmodelle verschiedener Schulen, an denen die Beratung, Diagnostik und Prävention im Sonderschulbereich konzentriert werden soll, erscheint aus kommunaler Sicht noch nicht entscheidungsreif. 

· Die Kosten der Schülerbeförderung stellen für die Landkreise und kreisfreien Städte eine erhebliche finanzielle Belastung dar. Falls im Rahmen der Neunten Schulgesetznovelle die Frage der Begrenzung der Schülerbeförderungskosten nicht aufgegriffen werden sollte, halten wir es gleichwohl für erforderlich, dass mit dem MK zeitnah weitere Schritte erörtert werden, die zu einer Reduzierung der Kosten der Schülerbeförderung führen. 

Zur Frage einer stärkeren Beteiligung der Eltern an den Kosten der Schülerbeförderung und der Streichung der Fahrtkostenzuschüsse nach § 71 Abs. 5 SchulG LSA hatte der Fachausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 04. Mai 2004 unter Hinweis auf die teilweise noch nicht vollständig abgeschlossene mittelfristige Schulentwicklungsplanung einvernehmlich empfohlen, die Frage einer Änderung der Regelungen über die Schülerbeförderung zunächst zurückzustellen und erst im Rahmen einer 10. Gesetzesnovelle aufzugreifen. Der Beschluss des Fachausschusses liegt als weitere Anlage bei.
Wegen der erheblichen finanziellen Belastungen der Träger der Schülerbeförderung haben wir die Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung der Eltern in unserer Stellungnahme gegenüber dem MK gleichwohl gefordert, jedoch offen gelassen, ob die Änderung im Rahmen der 9. Novelle oder einem späteren, jedoch zeitnahen Gesetzgebungsverfahren erfolgen soll. 

34. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 03./04. Juni 2004 auf dem Brocken, Landkreis Wernigerode

TOP 7
Entwicklungen zur Kindertagesbetreuung
Beratungsgrundlage:
Rundschreiben Nr. 130/2004 vom 21. April 2004
Bisherige Beratung:
TOP 8
18. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 04. Mai 2004
Weitere Beratung:
116. Präsidialsitzung am 15. Juni 2004 

Sachverhalt:
a) Entwurf einer Bildungsvereinbarung zur Umsetzung des Bildungsauftrages und des Bildungsprogramms für Kindertageseinrichtungen

In § 5 Abs. 1 Satz 1 KiFöG ist ein eigenständiger alters- und entwicklungsspezifischer Bildungsauftrag der Kindertageseinrichtungen fixiert. Nach § 5 Abs. 4      KiFöG ist das Ministerium für Gesundheit und Soziales (MS) ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Kultusministerium (MK) Empfehlungen zur Umsetzung des Erziehungs- und Bildungsauftrages in den Tageseinrichtungen zu geben. Im Weiteren enthält § 24 Abs. 2 KiFöG eine Verordnungsermächtigung für das MS, im Einvernehmen mit dem MK über Mindestanforderungen für die Erziehungs- und Bildungsziele der Tageseinrichtungen nach Anhörung der kommunalen Spitzenverbände und der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege Verordnungen zu erlassen. 

Das MS hat uns dahingehend informiert, dass es aus dem politischen Raum Forderungen gibt, die Erziehungs- und Bildungsziele der Tageseinrichtungen zu konkretisieren, insbesondere durch Erlass einer Rechtsverordnung auf der Grundlage des § 24 Abs. 2 KiFöG. 

Das MS will allerdings vom Erlass einer Verordnung absehen und schlägt stattdessen den Abschluss einer Bildungsvereinbarung zur Umsetzung des Bildungsauftrages und des Bildungsprogramms für Kindertageseinrichtungen in Sachsen-Anhalt vor. 

Ein erster Entwurf dieser Bildungsvereinbarung ist in der 18. Sitzung unseres Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 04. Mai 2004 erörtert worden. 

Der Fachausschuss hat hierzu folgenden Beschluss gefasst: 

1. Der Fachausschuss für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales sieht den Weg einer Bildungsvereinbarung zwischen dem Land Sachsen-Anhalt, den in der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege zusammen geschlossenen Wohlfahrtsverbänden, den kommunalen Spitzenverbänden und den Kirchen als grundsätzlich geeignet an, um den Bildungsauftrag und das Bildungsprogramm für Kindertageseinrichtungen in Sachsen-Anhalt umzusetzen. Demgegenüber werden einseitige Empfehlungen des Landes und eine Verordnung gemäß § 24 Abs. 2 KiFöG als nicht zielführend abgelehnt.

2. Der Text des vorliegenden Vereinbarungsentwurfs ist allerdings grundlegend zu überarbeiten. Er ist wesentlich zu verkürzen. Die Geschäftsstelle wird insoweit gebeten, mit den in der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege zusammen geschlossenen Verbänden, dem Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt und den Kirchen eine Abstimmung für eine gemeinsame Position anzustreben. 

Zwischenzeitlich haben mehrere Gespräche mit dem Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt, der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege, den Kirchen sowie dem MS zu dem Inhalt der Bildungsvereinbarung sowie des Bildungsprogramms für Kindertageseinrichtungen in Sachsen-Anhalt stattgefunden. 

Nachdem die kommunalen Spitzenverbände, die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege sowie der Kirchen erhebliche Bedenken gegen die Inhalte der Bildungsvereinbarung und des Bildungsprogramms vorgebracht haben, überarbeitet das MS derzeit die genannten Entwürfe. Die überarbeiteten Texte werden uns voraussichtlich rechtzeitig zum Landräte-Seminar vorliegen. 

b) Referentenentwurf eines Tagesbetreuungsausbaugesetzes des Bundes

Mit Rundschreiben Nr. 130/2004 vom 21. April 2004 haben wir die Landkreise über den Referentenentwurf eines Tagesbetreuungsausbaugesetzes des Bundes informiert. Der Gesetzentwurf des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sieht vor allem den Ausbau der Kindertagesbetreuung für Kinder unter drei Jahren vor. Die Finanzierung soll aus den angeblichen Einsparungen der Kommunen infolge der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe erfolgen. 

Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände hat zwischenzeitlich mit Schreiben vom 04.05.2004 zu dem Referentenentwurf Stellung genommen. Dabei ist zunächst die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Regelungen zur Kinderbetreuung verneint worden, da kein Erfordernis einer bundeseinheitlichen Regelung besteht. Zugleich ist auf den Aspekt der fehlenden Finanzierung hingewiesen worden, da die Umsetzung von „Hartz IV“ tatsächlich keine Entlastung der Kommunen erwarten lässt, sondern eine erhebliche finanzielle Mehrbelastung. Im Weiteren hat die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände die Einbeziehung der weitergehenden Forderungen der Bundesratsinitiative zur Änderung des SGB VIII gefordert, die erste Kostendämpfungsmaßnahmen vorsieht. Näheres bitten wir dem als Anlage beigefügten Schreiben der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände vom 04.05.2004 zu entnehmen. 

c) Überlegungen zur Änderung des Kinderförderungsgesetzes des Landes 

Die Landesregierung beabsichtigt, das KiFöG zu novellieren. Mit dem Änderungsgesetz sollen einzelne Kritikpunkte aufgegriffen werden, die in der öffentlichen Debatte der letzten Monate eine Rolle gespielt haben. Die erheblich weitergehenden Forderungen der Initiatoren des Volksbegehrens sollen jedoch nicht in das Novellierungsverfahren eingehen. 

Neu geregelt werden sollen

· ein Anspruch auf Kindertagesbetreuung, wenn Mütter einem Beschäftigungsverbot nach dem Mutterschutzgesetz unterliegen und der andere Elternteil zur Betreuung des Kindes nicht zur Verfügung steht,

· die Übernahme des § 20 SGB VIII, der die Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen durch das Jugendamt beinhaltet, als eigenständige Regelung in das KiFöG, 

· die Übernahme des in § 5 SGB VIII geregelten Wunsch- und Wahlrechts als § 3 b in das KiFöG. 

Aus dem MS ist uns ein Entwurf des Änderungsgesetzes für die nächsten Tage angekündigt worden. 

34. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 03./04. Juni 2004 auf dem Brocken, Landkreis Wernigerode

TOP 8
Überlegungen für eine Kreisgebietsreform im Land Sachsen-Anhalt

Beratungsgrundlage:
Landräte-Schreiben Nr. 029/2004
Bisherige Beratung:
TOP 3

115. Präsidialsitzung am 13. April 2004
Weitere Beratung:
116. Präsidialsitzung am 15. Juni 2004

Sachverhalt:
Mit dem als Beratungsgrundlage angegebenen Landräte-Schreiben hatten wir eine Synopse der bisher vorliegenden Leitbilder der Landtagsfraktionen, ergänzt um Aussagen aus der Regierungserklärung von Herrn Ministerpräsident Prof. Dr. Böhmer vom 01. April 2004 übersandt. Die Unterlagen waren vom Präsidium in dessen Sitzung am 13. April 2004 mit der Anregung zur Kenntnis genommen worden, eine erste Meinungsbildung zu den inhaltlichen Eckpunkten der vorliegenden Papiere im Rahmen des Landräte-Seminars am 03./04. Juni 2004 vorzunehmen.

Wir schlagen daher vor, aufbauend auf den laufenden Gesprächen vor Ort einen Meinungsaustausch zu folgenden Themen durchzuführen:

- Zielzahlen für Landkreise und kreisfreie Städte 

- Regelungsnotwendigkeit der Stadt-Umland-Problematik

- Zeitplan für eine Kreisgebietsreform

- Kommunalisierung weiterer staatlicher Aufgaben

- Interkommunale Funktionalreform
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